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Atomgipfel von Laschet und Michel in 
Brüssel:
- Pannenreaktoren stilllegen, Uran-Brennstoffexporte stoppen
- Keine Braunkohle, sondern Erneuerbare als Ersatz

 

14 Anti-Atomkraft-Initiativen, Anti-Braunkohle-Initiativen sowie Umweltverbände erwarten vom 
Spitzentreffen am morgigen Dienstag in Brüssel zwischen NRW-Ministerpräsident Armin Laschet 
und dem belgischen Regierungschef Charles Michel konkrete Vereinbarungen zum Atomausstieg an
den AKW-Standorten Tihange und Doel. 

"Angesichts der gravierenden Sicherheitsprobleme in Tihange und Doel appellieren wir an den 
belgischen Regierungschef, die dringend notwendige Stilllegung der betroffenen Reaktoren nicht 
länger zu verzögern. Auch in der Sowjetunion und Japan hielt man vor Tschernobyl und Fukushima 
einen Super-GAU für ausgeschlossen. Doch die Ukraine, Weißrussland und Japan kämpfen bis 
heute mit den Folgen. Ein schwerer Reaktorunfall in Tihange oder Doel hätte verheerende Folgen 
für Westeuropa. Die Strahlenbelastungen in der Großregion Aachen/Brüssel/Maastricht wären 
vergleichbar mit denen innerhalb der 20 km Sperrzone in Fukushima," warnte Jörg Schellenberg 
vom Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie.

Von NRW-Ministerpräsident Laschet fordern die Initiativen und Verbände ein umgehendes Ende der
Lieferungen von Brennelementen aus dem emsländischen Lingen sowie von angereichertem Uran 
aus dem westfälischen Gronau. "Solange Deutschland durch die Lieferungen von Uran-Brennstoff 
maßgeblich am Weiterbetrieb der Pannenreaktoren mitbeteiligt ist, bleibt die offizielle Kritik an den 
Atomkraftwerken unglaubwürdig. Der Brüssel-Besuch ist ein guter Anlass, um ein Exportverbot für
Uran-Brennstoff auf den Weg zu bringen," so Matthias Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland 
gegen Atomanlagen.



Zugleich fordern die Initiativen und Verbände von Laschet eine Kehrtwende bei seiner bisherigen 
Forderung, Belgien ausgerechnet extrem umweltschädlichen Braunkohlestrom als Ersatz für die 
Atomkraftwerke anzubieten: "Dies ist ein klimapolitisch vergiftetes Angebot, das allein dem 
deutschen Energieriesen RWE nutzen soll. Wir fordern, dass Ministerpräsident Laschet von seinem 
Braunkohle-Vorschlag Abstand nimmt und stattdessen Belgien erneuerbare Energien anbietet. Nur 
so ist das Exportangebot glaubwürdig und nur so lassen sich auch die selbstgesteckten Klimaziele 
erreichen," forderte Herbert Gilles von der Initiative 3 Rosen aus Aachen.

„Für schmutzige Deals zugunsten RWE und zu Lasten unserer Zukunft stehen wir nicht zur 
Verfügung. Herr Laschet wurde gewählt, um Zukunft zu gestalten - zwei Drittel der Menschen in 
NRW wollen den schnellstmöglichen Kohleausstieg. Das ist ein klarer Wählerauftrag,“ ergänzte 
Andreas Büttgen von der Initiative "Buirer für Buir" aus Kerpen.


